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Abréviations

AUNS

SGB

SGV

VPOD

KdK

GSoA

SBV

SBV

SAV

Klima- und

Aktion fur eine unabhangige und neutrale Schweiz

Schweizerischer Gewerkschaftsbund

Schweizerischer Gewerbeverband

Schweizerischer Verband des Personals 6ffentlicher Dienste
Konferenz der Kantonsregierungen

Gruppe flur eine Schweiz ohne Armee

Schweizerischer Bauernverband

Schweizerischer Baumeisterverband

Schweizerischer Arbeitgeberverband

Bundesgesetz Uber die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die

InnovationsgeStérkung der Energiesicherheit

#882

Forschungsinstitut Offentlichkeit und Gesellschaft

PVB Personalverband des Bundes

HEV Hauseigentimerverband Schweiz (Deutschschweiz & Tessin)

Syna Organisation flr Arbeitnehmende

ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre

UssS Union syndicale suisse

USAM Union suisse des arts et métiers

SSP syndicats des Services publics

CdC Conférence des gouvernements cantonaux

GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

USP Union Suisse des Paysans

SSE Société Suisse des Entrepreneurs

UPS Union Patronale Suisse

Loi sur le Loi fédérale sur les objectifs en matiere de protection du climat, sur

climat et I'innovation et sur le renforcement de la sécurité énergétique

fégnovation ¢4 schungsinstitut Offentlichkeit und Gesellschaft (institut de
recherche)

APC Association du personnel de la Confédération

APF Association des propriétaires fonciers (Suisse alémanique & Tessin)

Syna Organisation interprofessionnelle de travailleuses et de travailleurs
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 18.06.2023
BERNADETTE FLUCKIGER

Chronique générale

Infrastructure et environnement

Protection de I'environnement
Politique climatique

Am 18. Juni 2023 gelangte der indirekte Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative, der
mittlerweile unter dem Titel Bundesgesetz liber die Ziele im Klimaschutz, die
Innovation und die Starkung der Energiesicherheit (KIG) lief und meist als
«Klimagesetz» bezeichnet wurde, zur Abstimmung. Die Vorlage umfasste Fordergelder
fur den Ersatz von fossilen Heizungen und fur innovative Technologien sowie Ziele und
Richtwerte flr die Treibhausgasreduktion, etwa in Form von Reduktionszielen flr die
einzelnen Sektoren Verkehr, Industrie und Gebaude. Das grundlegende Ziel der Vorlage
lag in der Erreichung von Netto Null bis 2050. Die einzelnen daftr notwendigen
Massnahmen sollten jedoch erst im Rahmen der Weiterentwicklung des CO2-Gesetzes
festgelegt werden.

Gegen dieses neue Gesetz hatte die SVP erfolgreich das Referendum ergriffen. Sie
wurde dabei vom HEV und kleineren rechts-konservativen Parteien unterstitzt. Die
Gegnerschaft kritisierte, dass die Umsetzung des Gesetzes zwangslaufig zu einem
Verbot von Ol, Gas, Diesel und Benzin fiihren werde. Infolgedessen wiirden der
Strombedarf und die entsprechenden Kosten massiv steigen. Der erhéhte Strombedarf
werde wiederum dazu fuhren, dass die Landschaft mit Windkraftanlagen und
Solarpanels zerstért werde und trotzdem koénne es gerade im Winter zu einer
Strommangellage kommen.

Die Befiirworterinnen und Befiirworter des Klimagesetzes bestanden aus den Parteien
Grine, SP, GLP, Mitte, EVP sowie FDP.Liberale. Dazu gesellten sich noch zahlreiche
Organisationen und Verbande, wie etwa Swissmem, der Schweizer Tourismus-Verband
oder auch die Bankiervereinigung. Auch die Kantone, in Form der KdK, unterstitzten
das Gesetz. Koordiniert wurden die verschiedenen Akteurinnen und Akteure durch den
eigens fur den Abstimmungskampf gegrindeten «Verein Klimaschutz», welcher laut
eigenen Angaben Uber ein Budget von rund CHF 4 Mio verfligte. Das Komitee der
BeflUrwortenden argumentierte, dass die Vorlage den Klimaschutz stérke, wichtige
Anreize fiir die Abkehr von Ol und Gas setze und damit auch die Abhéngigkeit der
Schweiz von auslandischen Energielieferanten verringere. Die Bevolkerung und die
Schweizer Wirtschaft wirden finanziell entlastet, respektive bei der Entwicklung von
klimafreundlichen Technologien unterstutzt. Die Umsetzung des Gesetzes geschehe -
entgegen der Einschatzung der Gegnerschaft - ohne Verbote oder neue Abgaben.

In den Medien gab besonders die Position des HEV Schweiz zu reden. Dieser hatte die
Nein-Parole beschlossen, mehrere kantonale Sektionen sprachen sich jedoch fur ein Ja
oder fur Stimmfreigabe aus. Aufgrund der Kampagne des HEV, die sich optisch und
inhaltlich an der Kampagne der SVP ausrichtete, gab der damalige Stédnderat Ruedi
Noser (fdp, ZH) gar seinen Austritt aus dem HEV bekannt und kritisierte, dass der HEV
von der SVP Ubernommen worden sei. In den Medien meldeten sich auch die beiden
Klimawissenschaftler Thomas Stocker und Reto Knutti zu Wort. Wahrend sich Stocker
lber die grelle Kampagne der SVP, welche lediglich Angste schiire, und iiber einen vom
Komitee «Rettung Werkplatz Schweiz» an fast alle Schweizer Haushalte versendeten
Flyer enervierte - letzterer sei «unertraglich» und voller Unwahrheiten - monierte
Knutti, dass lediglich Uber die zu beflrchtenden Kosten und den Strom gesprochen
werde und nicht Uber den Nutzen, der in der Erhaltung unserer Lebensgrundlagen
liege.

Wie die APS- Zeitungs- und Inserateanalyse, welche im Vorfeld der Abstimmung
durchgefuhrt wurde, zeigte, wurde die Abstimmungsvorlage Uberdurchschnittlich stark
mit Inseraten beworben. Gut zwei Drittel der Inserate stammten dabei aus dem Lager
der Beflrwortenden, ein Drittel von den Gegnerinnen und Gegnern. Dieses Verhéltnis
deckte sich in etwa mit demjenigen zur Abstimmung Uber das CO2-Gesetz in 2021. Dem
Anfang Juni 2023 publizierten Zwischenbericht des Fég konnte entnommen werden,
dass das Klimagesetz in den Medien starke Beachtung fand und Uberwiegend positiv
darUber berichtet wurde. Interessanterweise I6sten nicht nur die offiziellen
Kampagnen-Starts von Beflrwortenden und Gegnerschaft, sondern auch die
Turbulenzen um die Position des HEV einen Peak in der Medienberichterstattung aus.
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In den Vorumfragen fand das Klimagesetz eine hohe, aber Uber die Zeit abnehmende
Zustimmung. So zeigte etwa die Anfang Juni 2023 veroéffentlichte dritte Umfragewelle
von 20 Minuten/Tamedia, dass 56 Prozent der Befragten dem Gesetz zustimmen
wollten («Ja» oder «Eher Ja»). Der Tages-Anzeiger griff aus dieser Vorumfrage die
Stimmungslage  der  Anhéangerinnen und  Anhénger der FDP  heraus.
Bemerkenswerterweise beabsichtigten diese grossmehrheitlich, die Vorlage
abzulehnen, obwohl die Partei offiziell die Ja-Parole beschlossen hatte.

Das Abstimmungsresultat vom 18. Juni fiel dann jedoch deutlicher aus, als es die
Vorumfragen prophezeit hatten. Bei einer Stimmbeteiligung von 42.5 Prozent stimmten
fast 60 Prozent der Stimmenden fir das neue Klimagesetz.

Abstimmung vom 18. Juni 2023

Beteiligung: 42.54%
-Ja: (569.1%)
-Nein: (40.9%)

Parolen:

-Ja: EVP, FDP (1*), GLP, GPS, Mitte, PdA, SP; SBV, SGB, VPOD
-Nein: EDU, Lega, SVP; HEV (4)

-Stimmfreigabe: SD

* in Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die Vox-Analyse brachte zu Tage, dass die Parteizugehorigkeit respektive -sympathie
ausschlaggebend war flir das Stimmverhalten. So sprachen sich lediglich Personen, die
sich als rechtsaussen bezeichneten und/oder sich der SVP zugehorig fuhlten,
mehrheitlich gegen das Klimagesetz aus. Anders als bei der Abstimmung im Jahr 2021
votierten die Sympathisantinnen und Sympathisanten der Mitte und der FDP nun
mehrheitlich fur das Klimagesetz (64% respektive 66%). Das Geschlecht war ebenfalls
ein wichtiger Faktor beim Abstimmungsverhalten: Frauen legten haufiger ein Ja in die
Urne als Ménner (63% respektive 55% Ja-Anteil). Zudem sprachen auch ein hoher
Bildungsgrad sowie ein hohes Salér tendenziell fur eine Zustimmung zum Klimagesetz.
Bei den Motiven fur oder gegen das Gesetz wurden insbesondere das Thema
«Umweltschutz» und «Kostenfolgen» genannt. Wahrend sich die Beflrwortenden also
vor allem einen Ausbau des Umweltschutzes erhofften, kritisierten die Gegnerinnen
und Gegner der Vorlage die Kosten, die mit der Umsetzung des Gesetzes einhergehen.
Die Medien ergéanzten, dass wohl auch die Unverbindlichkeit der Vorlage - sie bestand
bekannterweise mehrheitlich aus Zielen sowie Fordergeldern und nicht aus neuen
Abgaben - zum klaren Ja gefuhrt hatte. Zudem wurde an jenem Sonntag, im Gegensatz
zur Abstimmung Uber das CO2-Gesetz von 2021, nicht noch Uber weitere
umweltpolitische Anliegen abgestimmt, welche die landliche Bevolkerung vermehrt an
die Urne gelockt hatte und fir mehr Nein-Stimmen héatte sorgen kénnen. Bei der Frage
nach dem « Wie weiter¢» waren sich die Medien einig, dass die grosse Arbeit jetzt erst
anfange. Diese bestehe darin, rasch viel Strom zu produzieren. Die politischen Akteure
waren sich jedoch uneinig, wie dies am Besten geschehen solle. Zum einen befand sich
der sogenannte Mantelerlass zur Zeit der Abstimmung Uber das Klimagesetz auf der
Zielgeraden. Er soll die Erzeugung von Solar- und Windenergie sowie der Wasserkraft
stark vorantreiben. Zum anderen wurde bereits im August 2022 mit der
Unterschriftensammlung fur die Initiative «Jederzeit Strom fir alle (Blackout stoppen)»
gestartet, welche sich mehr oder weniger explizit fir den Bau neuer Atomkraftwerke
ausspricht. '
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RAPPORT
DATE: 31.12.2022
HANS-PETER SCHAUB

Partis, associations et groupes d'intérét

Associations
Associations

Jahresriickblick 2022: Verbande

In der Schweizer Verbandslandschaft kam es im Jahr 2022 zu einigen Veranderungen.
So l6ste sich etwa die Aktion flr eine unabhangige Schweiz (AUNS), die mit dem EWR-
Nein vor genau 30 Jahren ihren grossten Erfolg gefeiert hatte, auf Betreiben ihres
Grundervaters Christoph Blocher auf und schloss sich mit zwei kleineren EU-kritischen
Vereinen zur neuen Organisation «Pro Schweiz>» zusammen. Angestrebt wird eine
verbesserte Referendums- und Initiativfahigkeit, nachdem es um die AUNS zuletzt
relativ ruhig geworden war. Mit der Neutralitatsinitiative beschloss «Pro Schweiz» an
ihrer Grundungsversammlung denn auch gleich die Lancierung ihres ersten
Initiativprojekts.

Auch bei den grossen Wirtschaftsverbanden gab es Neuerungen. Nachdem sich
Economiesuisse, der Arbeitgeberverband (SAV) und der Gewerbeverband (SGV) schon
2021 zu einer engeren Zusammenarbeit bekannt hatten, schlossen sie im Sommer 2022
auch mit dem Bauernverband (SBV) eine «strategische Allianz>. Die vier Allianzpartner
wollen sowohl bei Abstimmungskdmpfen als auch im Hinblick auf die eidgendssischen
Wahlen 2023 vermehrt «gemeinsam fur eine wirtschafts- und agrarfreundliche Politik
kdmpfen». Der Schritt wurde weitherum als Reaktion darauf gewertet, dass die
Wirtschaftsverbande zuletzt zunehmend Schwierigkeiten bekundet hatten, bei
Volksabstimmungen Mehrheiten fur ihre Positionen zu erhalten. Auch 2022 mussten sie
aus ihrer Sicht schmerzhafte Abstimmungsniederlagen einstecken, einerseits mit der
Annahme der Initiative flr ein Tabakwerbeverbot und des Filmgesetzes, andererseits
mit der Ablehnung der Reformen der Stempelsteuer und der Verrechnungssteuer. Dass
sie sich hingegen im September mit dem Ja zur AHV-21-Reform an der Urne knapp
durchsetzen konnten, wurde teilweise als erste Frucht der neuen Allianz mit dem SBV
interpretiert. Der SBV wiederum konnte sich Uber das deutliche Nein zur
Massentierhaltungsinitiative freuen.

Eine besondere Entwicklung nahm im Jahresverlauf das Verhaltnis zwischen den
Krankenkassenverbanden Curafutura und Santésuisse, das meist angespannt gewesen
war, seitdem sich Curafutura 2013 von Santésuisse abgespaltet hatte: Aufgrund
zahlreicher inhaltlicher Differenzen, aber offenbar auch persénlicher Animositaten
erreichte dieses Verhéltnis im Frihling 2022 zunédchst einen Tiefpunkt, und
Gesundheitspolitikerinnen und -politiker aus dem gesamten politischen Spektrum
ausserten erheblichen Unmut Uber die schwierige Zusammenarbeit mit den tief
zerstrittenen Verbédnden. Bis im Herbst entspannte sich das Verhaltnis indessen
deutlich, und beide Verbandsspitzen sprachen gar o6ffentlich von einer mdéglichen
Wiedervereinigung.

Keine Fusion wird es bis auf Weiteres zwischen dem VPOD und dem
Bundespersonalverband (PVB) geben. Nachdem die beiden Gewerkschaften einen
solchen Schritt 2022 zunachst erwogen hatten, wurde diese Option vom PVB
schliesslich verworfen. Der PVB will stattdessen eine Lésung aushandeln, bei der er als
Kollektivmitglied dem VPOD beitreten koénnte, womit seine unabhangige
Rechtspersonlichkeit gewahrt bliebe und dennoch eine engere Verzahnung der beiden
Gewerkschaften erreicht wirde.

Die Syna sorgte einerseits mit internen Konflikten fir Aufmerksamkeit und andererseits
mit einem von ihr und der Unia intensiv geflhrten Kampf mit dem Baumeisterverband
(SBV) um Anpassungen am Landesmantelvertrag im Bauhauptgewerbe. Die
Gewerkschaften veranlassten in dessen Rahmen im Herbst eine landesweite Reihe von
Arbeitsniederlegungen auf Baustellen.

An der Abstimmungsurne war die Bilanz auch fur die Gewerkschaften gemischt:
Wahrend sie bei der Erhdhung des Frauenrentenalters im Rahmen der AHV-Reform und
beim Medienpaket schmerzhafte Niederlagen einstecken mussten, standen sie bei den
Abstimmungen zur Stempel- und zur Verrechnungssteuer sowie zum Filmgesetz auf der
Siegerseite.

Schwierig verlief das Jahr flir mehrere Organisationen, die in den letzten Jahren im
Rahmen der Protestbewegung gegen die Covid-19-Massnahmen des Bundesrats
entstanden waren. So wurden die «Freunde der Verfassung>» von internen Konflikten
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und zwei Rdlcktrittswellen aus dem Vereinsvorstand erschuttert. Auch bei den
Freiheitstrychlern entbrannte ein heftiger Konflikt zwischen zwei Fihrungspersonen,
es kam zu Drohungen und Polizeieinsatzen. Der Verein «Mass-voll» wiederum musste
gleich zu Beginn des Jahres eine grossere Abspaltung verkraften, als viele Mitglieder
einen neuen Verein mit weniger politischer Ausrichtung griindeten. Insgesamt wurde es
um diese Organisationen im Vergleich zum Vorjahr deutlich stiller, teils wohl wegen
einer gewissen Lahmung durch diese internen Konflikte und teils wegen des Wegfalls
der wichtigsten Triebfeder und Zielscheibe ihrer Proteste: Der Bundesrat hatte im
Frihling 2022 die meisten Covid-Massnahmen aufgehoben. Dem Versuch eines Teils
der Bewegung, unter dem Namen «Aufrecht Schweiz» bei verschiedenen kantonalen
und kommunalen Parlaments- und Regierungswahlen politische Amter zu erringen, war
kein Erfolg beschieden. Die «Freunde der Verfassung» und «Mass-voll» konnten sich
immerhin Uber die Ablehnung des Medienpakets im Februar freuen, zu dessen
Gegnerinnen und Gegnern sie zéhlten.

Auch verschiedene Gruppierungen der Klimabewegung vermochten sich und ihre
Forderungen nach griffigeren Klimaschutzmassnahmen ins mediale Scheinwerferlicht
zu ricken. Um dies zu erreichen und der Dringlichkeit ihrer Anliegen Nachdruck zu
verleihen, bedienten sie sich nebst Demonstrationen auch umstrittener und
moglicherweise unerlaubter Aktionsformen. Dazu gehorten beispielsweise ein Aufruf
zur Militardienstverweigerung (Waadtlénder Sektion von «Klimastreik Schweiz»), die
Blockade von Verkehrsachsen («Renovate Switzerland») oder das Luftablassen aus
Reifen von Geldndewagen («The Tyre Extinguishers»). Kritikerinnen und Kritiker
monierten, dass sich solche Gruppierungen radikalisiert hatten und damit den eigenen
Anliegen einen Barendienst erwiesen, weil sie die breite Offentlichkeit gegen sich
aufbrachten und diese mehr Uber die Aktionsformen als Uber die inhaltlichen
Forderungen der Klimabewegung diskutiere.

Insgesamt waren die Verbande in den Medien etwa gleich oft Thema wie in den beiden
Vorjahren. Erhohte Aufmerksamkeit gab es im Februar fir die doppelte
Abstimmungsniederlage der Economiesuisse (Kategorie «Industrieverbédnde»), im Mai
fur die Bemuihungen der Tourismusverbande um die Einstellung ukrainischer
Flichtlinge, im Fruhling fur die Konflikte bei den Covid-Protestorganisationen und fur
die F-35-Initiative der GSoA («ausserparteiliche Interessen») und schliesslich im Herbst
fur die Arbeitsniederlegungen auf den Baustellen und die Lohnforderungen der
Gewerkschaften (siehe die APS-Zeitungsanalyse 2022 im Anhang). ?

1) APS- Zeitungs- und Inserateanalyse zu den Abstimmungen vom 18. Juni 2023; FOG-Abstimmungsmonitor zu den
Abstimmungen vom 18. Juni 2023; SRG-Trendumfrage vom 7.6.2023; Tamedia-Abstimmungsumfrage vom 7.6.2023;
Tamedia-Nachbefragung vom 18.6.2023; Vox-Analyse zur Abstimmung vom 18. Juni 2023; LT, 19.5.23; 24H, AZ, NZZ, 20.5.23;
So-Bli, 21.6.23; AZ, Bund, NZZ, 22.5.23; LZ, NF, Republik, 23.5.23; 24H, CdT, LT, 24.5.23; AZ, Republik, WW, 25.5.23; Bund,
26.5.23; AVF, AZ, LT, 27.5.23; SoZ, 28.5.23; Republik, 29.5.23; APZ, 30.5.23; NF, TA, 31.5.23; CdT, LT, NZZ, SGT, WOZ, WWw,
1.6.23; NZZ,2.6.23; TA, 3.6.23; SoZ, 4.6.23; 24H, TA, 5.6.23; AZ, Lib, 6.6.23; TA, 7.6.23; WW, 8.6.23; LT, Lib, 9.6.23; LT,
10.6.23; Republik, 18.6.23; 24H, AZ, Blick, CdT, LT, Lib, NF, NZZ, SGT, TA, 19.6.23; Blick, LZ, NF, TZ, 20.6.23; WW, 22.6.23

2) APS-Zeitungsanalyse 2022 - Verbénde
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